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Zur Vorlagepflicht gem. Art. 267 Abs. 3 AEUV in zivilrecht-
lichen Verfahren mit Blick auf die Rechtsfrage, ob § 5a
Abs. 1 Satz 1 VVG a.F. europarechtskonform ist

Zur Berechnung des Werklohnanspruchs des Unterneh-
mers im Fall eines vom Besteller teilweise gekündigten
Pauschalpreisvertrags, wenn lediglich ganz geringfügige
Leistungen ausstehen und keine kalkulatorischen Ver-
schiebungen zu Lasten des Bestellers verdeckt werden kön-
nen

Keine Verpflichtung zu einer Ausgleichsleistung, wenn ei-
ne große Verspätung nach Startabbruch infolge Vogel-
schlags nicht durch dem Luftverkehrsunternehmen mögli-
che und zumutbare Maßnahmen vermieden werden konn-
te; zur entsprechenden Darlegungslast des Luftverkehrs-
unternehmens

Zur Angabe der Flugzeiten in einer Reisebestätigung

Kein Nebeneinander von Ausgleichszahlung und Minde-
rung wegen Verspätung des Rückfluges

Zur Pflicht des Prozessbevollmächtigten, sich rechtzeitig
über das wirkliche Ende der Begründungsfrist Gewissheit
zu verschaffen, wenn auf einen Fristverlängerungsantrag
keine gerichtliche Mitteilung eingeht

Zum Zweck der allabendlichen Ausgangskontrolle fristge-
bundener Anwaltsschriftsätze festzustellen, ob möglicher-
weise in einer bereits als erledigt vermerkten Fristsache die
fristwahrende Handlung noch aussteht; zur Anforderung an
eine elektronische Kalenderführung, auch eine gestrichene
Frist bei der Endkontrolle überprüfen zu können

Zur Garantenstellung des Rechtsanwalts, der vor Abschluss
einer Erfolgshonorarvereinbarung seinen Mandanten nach
§ 4a Abs. 2 Nr. 1 RVG über die voraussichtliche gesetzliche
Vergütung aufzuklären hat




